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620. Bundesgesetz: Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 1991

(NR: GP XIX RV 131 AB 239 S. 42. BR: AB 5047 S. 602.)

620. Bundesgesetz, mit dem das Verwaltungsstrafgesetz 1991 geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Verwaltungsstrafgesetz 1991 — VStG, BGBl. Nr. 52, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 799/1993, wird wie folgt geändert:

1. §24 lautet:
„§ 24. Soweit sich aus diesem Bundesgesetz nicht anderes ergibt, gilt das AVG auch im Verwal-

tungsstrafverfahren. Die §§ 2, 3, 4, 11, 12, 41, 42, 51, 57, 63 Abs. l, 64 Abs. 2, 66 Abs. 2, 67a bis 67d,
67f Abs. 3, 68 Abs. 2 und 3, 73 Abs. l bis 3, 75,78,78a, 79, 79a und 80 AVG gelten im Verwaltungsstraf-
verfahren nicht."

1a. §29a zweiter Satz lautet:
„Das Strafverfahren darf nur an eine Behörde im selben Bundesland, der Strafvollzug nur an eine
Bezirksverwaltungsbehörde oder Bundespolizeibehörde übertragen werden."

2. §31 Abs. 3 letzter Satz lautet:
„Die Zeit eines Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof, vor dem Verwaltungsgerichtshof oder vor
dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften sowie Zeiten, während deren die Strafvollstrek-
kung unzulässig, ausgesetzt, aufgeschoben oder unterbrochen war, sind nicht einzurechnen."

3. §44 Abs. l Z2 lautet:
„2. den Vor- und Familiennamen, Tag und Ort der Geburt, die Staatsangehörigkeit, den Familien-

stand, die Beschäftigung und den Wohnort des Beschuldigten;"
4. §48 Abs. l Z 2 lautet:

„2. den Vor- und Familiennamen sowie den Wohnort des Beschuldigten;"
5. §49 Abs. 2 wird folgender letzter Satz angefügt:

„In dem auf Grund des Einspruches ergehenden Straferkenntnis darf keine höhere Strafe verhängt
werden als in der Strafverfügung."

6. §51 Abs. 1 lautet:
„(1) Im Verwaltungsstrafverfahren steht den Parteien das Recht der Berufung an den unabhängi-

gen Verwaltungssenat jenes Landes zu, in dem die Behörde, die den Bescheid erlassen hat, ihren Sitz
hat. Wenn der einer Behörde zugewiesene Sprengel gänzlich außerhalb des Bundeslandes liegt, in dem
die Behörde ihren Sitz hat, dann steht die Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat des Lan-
des zu, in dem der Sprengel liegt."

7 §51 Abs. 3 lautet:
„(3) Die Berufung kann auch mündlich eingebracht werden. Die Behörde hat die Gründe für die

Berufungserhebung in der Niederschrift festzuhalten."
8. §51 Abs. 6 und 7 lauten:
„(6) Auf Grund einer vom Beschuldigten oder auf Grund einer zu seinen Gunsten erhobenen

Berufung darf in einer Berufungsentscheidung oder Berufungsvorentscheidung keine höhere Strafe
verhängt werden als im angefochtenen Bescheid.
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(7) Wenn eine Berufungsentscheidung nicht innerhalb von 15 Monaten ab Einlangen der Berufung
erlassen wird, dann gilt der angefochtene Bescheid als aufgehoben und ist das Verfahren einzustellen.
Dies gilt nicht in Sachen, in denen nicht nur der Beschuldigte das Recht der Berufung hat. Die Zeit
eines Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof oder vor dem Gerichtshof der Europäischen
Gemeinschaften ist nicht in diese Frist einzurechnen."

9. §51b wird aufgehoben.

10. §51e lautet:

„§ 51e. (1) Wenn die Berufung nicht zurückzuweisen ist oder wenn nicht bereits aus der Aktenlage
oder auf Grund ergänzender Erhebungen ersichtlich ist, daß der angefochtene Bescheid aufzuheben ist,
dann ist eine öffentliche mündliche Verhandlung anzuberaumen. Zu dieser sind die Parteien und die zu
hörenden Personen, insbesondere Zeugen und Sachverständige, zu laden.

(2) Wenn in der Berufung nur eine unrichtige rechtliche Beurteilung behauptet wird oder wenn
sich die Berufung gegen einen verfahrensrechtlichen Bescheid oder nur gegen die Höhe der Strafe rich-
tet oder wenn im bekämpften Bescheid eine 3 000 S nicht übersteigende Geldstrafe verhängt wurde,
dann kann eine Verhandlung unterbleiben, es sei denn, daß eine Partei die Durchführung einer Ver-
handlung ausdrücklich verlangt. Den Parteien ist eine von einer anderen Partei erhobene Berufung
unter Hinweis auf diese Rechtsfolge mitzuteilen. Vor Erlassung des Bescheides ist den Parteien Gele-
genheit zur Stellungnahme zum Ergebnis des Ermittlungsverfahrens zu geben.

(3) Von der Verhandlung kann abgesehen werden, wenn die Parteien ausdrücklich darauf verzich-
ten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der Verhandlung erfolgen. Wenn die Verhandlung
wegen einer noch ausstehenden Beweiserhebung vertagt wird, dann kann der Verzicht bis zum Beginn
der fortgesetzten Verhandlung erklärt werden. Dem Beschuldigten ist vor der Fällung des Straf-
erkenntnisses Gelegenheit zu geben, sich zum Ergebnis der vorgenommenen Erhebungen zu äußern.
Trotz des Verzichts der Parteien kann der unabhängige Verwaltungssenat die Verhandlung durchfüh-
ren, wenn er es für erforderlich erachtet.

(4) Die Parteien sind so rechtzeitig zur Verhandlung zu laden, daß ihnen von der Zustellung der
Ladung an mindestens zwei Wochen zur Vorbereitung zur Verfügung stehen.

(5) Die gemeinsame Durchführung der Verhandlung in verschiedenen Verfahren ist zulässig,
wenn dies auf Grund des sachlichen Zusammenhangs der den Verfahren zugrunde liegenden Verwal-
tungsübertretungen zweckmäßig ist. Die Entscheidung über die gemeinsame Durchführung ist von den
zuständigen Organen des unabhängigen Verwaltungssenats einvernehmlich zu treffen. Die die Ver-
handlung betreffenden Anordnungen und Entscheidungen sind im Falle der gemeinsamen Durchfüh-
rung einer Verhandlung in Verfahren, die einerseits in die Zuständigkeit einer Kammer fallen, anderer-
seits in die Zuständigkeit eines einzelnen Mitglieds, von der Kammer zu treffen, in Verfahren, die in die
Zuständigkeit verschiedener Kammern oder verschiedener einzelner Mitglieder fallen, von dem in der
Geschäftsordnung des unabhängigen Verwaltungssenats für diesen Fall bestimmten Organ. Die Lei-
tung der Verhandlung obliegt dem nach landesrechtlichen Vorschriften zuständigen Organ."

11. §51h Abs. 3 und 4 lauten:

„(3) Nach Schluß der Beweisaufnahme ist den Parteien Gelegenheit zu ihren Schlußausführungen
zu geben. Dem Beschuldigten steht das Recht zu, sich als letzter zu äußern. Niederschriften im Verfah-
ren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten bedürfen nicht der Unterschrift der Zeugen.

(4) Hierauf ist die Verhandlung zu schließen. Im Verfahren vor einer Kammer zieht sich diese zur
Beratung und Abstimmung zurück. Der Spruch des Bescheides und seine wesentliche Begründung sind
nach Möglichkeit sofort zu beschließen und zu verkünden."

12. §51i lautet:

„§ 51i. Wenn eine Verhandlung durchgeführt wurde, dann ist bei der Fällung des Erkenntnisses
nur auf das Rücksicht zu nehmen, was in dieser Verhandlung vorgekommen ist. Auf Aktenstücke ist
nur insoweit Rücksicht zu nehmen, als sie bei der Verhandlung verlesen wurden, es sei denn, der
Beschuldigte hätte darauf verzichtet, oder als es sich um Beweiserhebungen handelt, deren Erörterung
infolge des Verzichts auf eine fortgesetzte Verhandlung gemäß § 51e Abs. 3 dritter Satz entfallen ist."

13. Vor der Überschrift zu §52 wird eingefügt:

„6. Abschnitt: Sonstige Abänderung von Bescheiden"
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14. Vor §52a wird folgende Überschrift eingefügt:
„Amtswegige Aufhebung rechtskräftiger Bescheide"

75. §53b Abs. 2 wird folgender letzter Satz angefügt:
„§ 36 Abs. l zweiter Satz und § 36 Abs. 3 sind anzuwenden."

16. Vor §66a wird folgende Überschrift eingefügt:
„Verweise"

17 Vor §66b wird folgende Überschrift eingefügt:
„Inkrafttreten"

18. §66b werden folgende Abs. 4 bis 7 angefügt:
„(4) §24, §29 a zweiter Satz, §31 Abs. 3 letzter Satz, §44 Abs. l Z 2, §48 Abs. l Z 2, §49 Abs. 2

letzter Satz, §51 Abs. l, 3, 6 und 7, §51e, §51h Abs. 3 und 4, §51i, die Überschriften vor der Über-
schrift zu §52 und vor §52a, §53b Abs. 2 letzter Satz sowie die Überschriften vor §66a und vor
§ 66b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 620/1995 treten mit 1. Juli 1995 in Kraft.

(5) §51b in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. Nr. 620/1995 tritt mit Ablauf des 30. Juni
1995 außer Kraft.

(6) § 51 Abs. l in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. Nr. 620/1995 ist in Verfahren weiter
anzuwenden, in denen die mündliche Verhandlung bis zum 30. Juni 1995 abgehalten wurde.

(7) § 49 Abs. 2 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 620/1995 ist für Bescheide
anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1995 erlassen werden. § 51 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 620/1995 ist in Fällen anzuwenden, in denen die Berufung nach dem 30. Juni 1995 einge-
bracht wird."

Klestil

Vranitzky


